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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung von Vorschriften 
der Gefährdungshaftung 

Der Bundesrat hat in seiner 727. Sitzung am 19. Juni 1998 die 
nachstehende Entschließung gefaßt: 

Angesichts des Eisenbahnunglücks von Eschede bittet der Bun-
desrat den Deutschen Bundestag, die für Gefährdungshaftungs-
tatbestände geltenden Haftungsobergrenzen bei Personen- und 
Sachschäden noch in dieser Wahlperiode so anzuheben, wie es im 
Entwurf eines Zweiten Schadensersatzrechtsänderungsgesetzes 
(Drucksache 13/10435) vorgesehen ist. Der Bundesrat hält es fer-
ner für geboten, so bald wie möglich Schmerzensgeld auch auf-
grund einer Gefährdungshaftung zu gewähren. 

Das verheerende Unglück am 3. Juni 1998 hat schlaglichtartig 
deutlich gemacht, daß die geltenden Obergrenzen der Gefähr-
dungshaftung aus Eisenbahnunfällen bei weitem zu niedrig sind. 
Jahresrenten von 30 000 DM für Körperschäden stellen heute kei-
nen angemessenen Schadensausgleich mehr dar, und ein Ge-
samtbetrag von 100 000 DM für die Sachschäden aller Betroffenen 
aus einem Unfallereignis steht bei Großunfällen außer Verhältnis 
zu den tatsächlich zu erwartenden Schäden. Wie wichtig Schmer-
zensgeld auch für Fälle einer Gefährdungshaftung ist, hat der 
jüngste Eisenbahnunfall ebenfalls augenfällig gemacht. 

Nach dem Unglück von Eschede darf die vorgesehene Anhebung 
der Obergrenzen für die Jahresrente auf 60 000 DM und für Sach-
schäden aus einem Unfallereignis auf 500 000 DM nicht, wie es 
der Gang der Beratungen im Rechtsausschuß des Bundestages 
befürchten läßt, aufgeschoben werden. Die Änderung ist noch in 
dieser Wahlperiode möglich. 

Die rasche Erhöhung der Haftungsobergrenze für Personenschä-
den könnte auch noch für die Opfer von Eschede und ihre Hinter-
bliebenen Bedeutung haben, weil die Neuregelung im Rahmen 
einer Billigkeitsprüfung eine Rückwirkung für Unfälle aus der 
Zeit vor der Änderung haben soll. Der Gesetzgeber schuldet es 
den Opfern von Eschede, daß diese Möglichkeit auch für sie eröff-
net wird und daß dies rasch geschieht. 

Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 19. Juni 1998. 



 


